
Die Öffnung der Grenzüber-
gänge in der geteilten Stadt
Berlin am Abend des 9. No-
vembers 1989 beruhte auf
einer einmaligen historischen
Konstellation und führte zum
Ende eines über vierzig Jahre
andauernden, weltumspan-
nenden Konflikts, was dem
Mauerfall die Aura einer epo-
chalen Zäsur verleiht. Einen
Masterplan für dieses Ereignis,
das die politische Architektur
in Europa grundlegend
verändert hat, lag nicht vor.
Vielmehr traten mehrere inter-
nationale und interne Faktoren
in diesen bewegten Monaten
zusammen. Dabei bleibt fest-
zuhalten, dass die Wende in
der DDR in mehrfacher Hin-
sicht einen Sonderfall darstellt.
Im Unterschied zu den Um-
wälzungen in den anderen
postkommunistischen Län-
dern führte die friedliche Re-
volution nicht nur zu einem
politischen Systemwechsel,
wie in Polen oder in Ungarn,
sondern vielmehr zur Selbst-
auflösung des Staates.1 Mit
den ersten freien Wahlen im
März 1990 wurden die Wei-
chen zum Beitritt der DDR zur
Bundesrepublik Deutschland
gestellt, der Prozess selbst in
überraschend kurzer Zeit be-
wältigt. Der Historiker Konrad
H. Jarausch bezeichnet die
»unverhoffte Einheit« zutref-
fend als Spezifikum der ost-
deutschen Entwicklung im
Vergleich zu den anderen
Transformationsländern Ost-
mitteleuropas, zum Beispiel
Polen und Ungarn.2

Aus politikwissenschaftlicher
Sicht ist die Wende analytisch
vielschichtig. Sie bleibt nicht
nur ein Lehrstück für die
Transformation eines politi-
schen Systems, sondern sie
zeigt auch, wie interne und
internationale Entwicklungen
in diesem zeithistorischen
Moment in einer einmaligen
Verdichtung zusammentrafen
und ein weltpolitisch belasten-
der Konflikt beseitigt werden
konnte.3 Die »Sternstunde der
Diplomatie«, die über die
»2+4«-Verhandlungen den
Weg für die deutsche Einheit
frei machte, wäre ohne die
vorangegangenen politischen
Verschiebungen jedoch kaum
möglich gewesen. Wie die For-
schung zeigt, führten länger-
fristige, strukturelle Ursachen
schließlich zum Umbruch in
Europa. Voraussetzungsvolle
Veränderungen in den interna-
tionalen Beziehungen bilden
analytisch ein zentrales Schar-
nier für den Systemwechsel
und die deutsche Vereinigung.
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Sternstunde der Diplomatie?

INTERNATIONALE ASPEKTE DES MAUERFALLS 1989/90

Der Zwei-Plus-Vier-Vertrag
ist ein Staatsvertrag über 
die abschließende Regelung
in Bezug auf Deutschland
zwischen der DDR und der
BRD sowie Frankreich, den
USA, Großbritannien und der
damaligen Sowjetunion. Er
regelt in zehn Artikeln die
außenpolitischen Aspekte der
deutschen Vereinigung und
trat am 15.03.1991 offiziell
in Kraft.
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Bereits vor dem Fall der Mau-
er im November 1989 wurde
eine tief greifende Legitimi-
tätskrise in den Ländern des
Ostblocks sichtbar. Periodisch
auftretende Krisen erstreckten
sich vom Volksaufstand am 
17. Juni 1953 in der DDR, dem
Aufstand in Ungarn im Jahr
1956, dem »Prager Frühling«
1968 in der Tschechoslowakei,
bis zu den Streikwellen in Po-
len in den Jahren 1970, 1976
und 1980. Die »sozialistische
Alternative«, die in der unmit-
telbaren Nachkriegszeit noch
auf breitere Unterstützung
bauen konnte, wurde durch
rigide Machtpolitik delegiti-
miert, die jüngere Generation
zunehmend desillusioniert
und der generationsbedingte
Mentalitätswandel der 1980er
Jahre führte schließlich zu ver-
schiedenen Formen von Pro-
test, Demonstrationen und
Streiks. Der fiktive Gesell-
schaftsvertrag, auf dem die
Legitimation der staatssozia-
listischen Systeme aufgebaut
war und der der Bevölkerung
soziale Sicherheit im Aus-
tausch gegen politische
Freiheiten anbot, erwies sich
zunehmend als brüchig.
Spätestens mit der Bildung der
unabhängigen Gewerkschaft
»Solidarnosc« 1980 in Polen
wurde deutlich, dass sich eine
neue, politisch selbstbewusste
Generation herausgebildet
hatte, die die herkömmlichen
Machtstrukturen in Frage
stellte. Selbst in der relativ ge-
schlossenen Gesellschaft der
DDR trat in den 1980er Jahre



ein Wandel ein. Die politische
Elite wurde durch eine sich
immer offener artikulierende,
neue inoffizielle politische
Kultur herausgefordert.
Bereits die Bildung einer un-
abhängigen Friedensbewe-
gung zu Beginn der 1980er
Jahre im Rahmen von Kirchen-
basisgruppen und schließlich
die Menschenrechts-, Frauen-
und Umweltgruppen, die nach
Alternativen zum erstarrten
staatssozialistischen Modell
suchten, begründeten eine po-
litische »Doppelkultur« und

deuteten Konturen eines Um-
bruchs an.4

Die Oppositionsbewegung
in der DDR erhielt im Herbst
1989 durch den »Demons-
trationseffekt« Auftrieb, der
durch die gleichzeitig in den
angrenzenden Ländern statt-
findenden Proteste und De-
monstrationen erzeugt wur-
de.5 Auch verstärkten sich
Massenausreisen (»exit«) und
Massenproteste (»voice«) in
der DDR wechselseitig, so dass
sich die Protestbewegung trotz
der organisatorischen Schwä-
che der innergesellschaftlichen
Opposition in den Jahrzehnten
vorher rasch ausbreitete und
eine zivilgesellschaftliche Be-

wegung entstand. Am 4. No-
vember 1989 demonstrierten
schließlich etwa eine halbe
Millionen Menschen in Ost-
berlin gegen das DDR-Regime.
In der Erinnerungskultur der
DDR-Geschichte steht dieses
Datum jedoch im Schatten des
kurz darauf erfolgten Mauer-
falls.

Der amerikanische Wirt-
schaftshistoriker Charles S.
Maier argumentiert, dass die
sich in den 1980er Jahren
durchsetzende Globalisierung

des Weltmarktes zur Zuspit-
zung der latenten Wirtschafts-
krise in den RGW-Ländern
beigetragen und die Legitimi-
tätskrise vertieft habe.6 Wäh-
rend die am sowjetsozialisti-
schen Modell orientierten
Länder in den ersten drei De-
kaden nach dem 2. Weltkrieg
beeindruckend hohe Wachs-
tumsraten aufwiesen, änderte
sich dies spürbar mit den ver-
änderten Weltmarktbedingun-
gen. Die »Hochzeit zwischen
Kohle und Stahl« (Alexander
Gerschenkron), die für den
Wiederaufbau und die in-
dustrielle Massenproduktion
zunächst notwendig gewesen
war, wirkte zunehmend als

Hemmschuh für eine innova-
tive Wirtschaftsentwicklung.
Die fortgesetzte Förderung der
Schwerindustrien selbst noch
zu einem Zeitpunkt, als die
Stahlexpansion in (West-)
Europa längst vorbei war, weil
sich asiatische Länder mit
preisgünstigen Angeboten
durchsetzen konnten und sich
der Weltmarkt an neuen Tech-
nologien und qualitativ hoch-
wertigen, flexiblen Produkten
orientierte, legte die zentrale
Schwäche der osteuropäischen
Länder offen. Die Gleich-

gerichtetheit der Wirtschafts-
systeme im Rahmen der Plan-
wirtschaft und die politisch
begründete Abschottung von
Weltmarktentwicklungen im
sowjetischen Macht- und Ein-
flussbereich wirkten als in-
novationshemmende Fesseln.
Verschärft wurde das Problem
durch den Rüstungswettlauf
zwischen den Supermächten,
der besonders in der Sowjet-
union Ressourcen band und
produktive Beziehungen zu
den ostmitteleuropäischen
Ländern verhinderte. Chroni-
sche Versorgungsengpässe
und eine stetig wachsende
Umweltbelastung gehörten
zum Alltag. Die Krise der
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Bild 1
Die Öffnung der Mauer am Pots-
damer Platz
Foto: Christiane Lemke
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staatssozialistischen Länder
spitzte sich schließlich auf-
grund der Inflexibilität des
Systems bei veränderten welt-
wirtschaftlichen Bedingungen
immer mehr zu.

In dieser Situation kam es 1985
zum Machtwechsel in der
Sowjetunion. Die Politik der
»Perestroika« des sowjetischen
Präsidenten Michail Gorba-
tschow zielte zum einen auf
eine Veränderung des zentra-
len Wirtschaftsmechanismus,
um die Sowjetunion aus der
Krise herauszuführen. Unter-
stützt wurden die Wirtschafts-
reformen zum anderen durch
eine partielle Öffnung der Me-
dien und des politischen Dis-
kurses im Rahmen von »Glas-
nost«. Das »neue Denken«
(Gorbatschow) in der Außen-
politik mit der Annäherung an
den Westen, insbesondere an
die Vereinigten Staaten, bildete
den dritten Pfeiler der Reform-
politik, mit der sich Gorba-
tschow gegenüber den »Fal-
ken« im sowjetischen Macht-
apparat zunächst durchsetzen
konnte. Im Rahmen der Ver-
ständigung mit den USA, die
Teil der neuen Außenpolitik
war, kam es im isländischen
Reykjavik 1988 zu einem er-
sten Treffen zwischen dem so-
wjetischen Staatschef Michail
Gorbatschow und dem ameri-
kanischen Präsidenten George
Bush (sen.), bei dem eine Ver-
einbarung über den Abzug
von Mittelstreckenraketen aus
Europa getroffen werden
konnte. Dieses Abkommen
war nur möglich geworden,
weil sich bereits vor der neuen
Phase der Entspannung Verän-
derungen in der Sowjetunion
vollzogen hatten und sich die
Reformer, zumindest in Teilbe-
reichen, gegenüber der alten,
anti-westlich ausgerichteten
Machtelite im Militär- und Si-
cherheitsapparat durchgesetzt
hatten, denn das Dilemma der
Sowjetunion bestand zu
diesem Zeitpunkt in einem
»imperial overstretch«, einer
Überdehnung ihrer militäri-
schen Macht, die sich zulasten
ihrer wirtschaftlichen Ent-

wicklung auswirkte. Durch
die eingeleiteten Reformen
vergrößerten sich auch die
Handlungsspielräume der
Ostblockländer, was schließ-
lich zu dem – von Gorba-
tschow nicht beabsichtigten –
Resultat führte, dass sich die
Länder Ostmitteleuropas aus
der sowjetischen Hegemonie
befreiten. Der Versuch, die so-
wjetische Politik an die Ver-
änderungen des Weltmarktes

anzupassen, führte daher zu
dem paradoxen Resultat der
Implosion des sowjetischen
Macht- und Einflussbereichs.

Die politische Wende wäre al-
lerdings ohne zwei grund-
legenden Faktoren nicht einge-
leitet worden: das chronische
Legitimationsdefizit und die
Reformunfähigkeit der Eliten.
Den unmittelbaren Auslöser
für die Krise des DDR-Regimes
bildete die Massenausreise aus
der DDR im Sommer 1989, die
durch die Grenzöffnung zwi-
schen Ungarn und Österreich
DDR-Bürgern überraschend die
Möglichkeit zur Ausreise in die
Bundesrepublik bot, deren
Staatsbürger sie formalrecht-
lich immer noch waren. Im
Frühjahr 1989 hatten Ungarn

und Österreich die Öffnung
der Grenze zwischen beiden
Ländern zur Förderung der
wirtschaftlichen Beziehungen
vereinbart. Dass diese Entwick-
lung eine Massenflucht von
DDR-Bürgern in Gang setzen
würde, war dabei nicht beab-
sichtigt gewesen. Die Legiti-
mitätskrise spitzt sich für das
DDR-Regime danach drama-
tisch zu. Aber erst mit der Öff-
nung der Mauer im November

1989 setzte die »Revolution in
der Revolution« (Jarausch) ein
und die Forderung nach der
Wiedervereinigung gewann ge-
genüber der Vorstellung inne-
rer Reformen in der DDR die
Überhand. Die DDR-Führungs-
elite stand dieser sich rasch be-
schleunigten Entwicklung zu-
nehmend machtlos gegenüber;
Führung und Bevölkerung hat-
ten sich mental bereits weit
voneinander entfernt. Auch die
westdeutsche Bundesregierung
mit Kanzler Helmut Kohl wur-
de von den sich beschleunigen-
den Entwicklungen in der DDR
überrascht; der noch im No-
vember 1989 angekündigte
Zehn-Punkte-Plan der Bundes-
regierung wurde rasch durch
konkrete Gespräche und Un-
terstützungsmaßnahmen ab-
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Bild 2
DDR-Briefmarke von 1974: 25
Jahre »Rat für gegenseitige Wirt-
schaftshilfe«. Der »Rat für gegen-
seitige Wirtschaftshilfe« (RGW)
war ein wirtschaftlicher Zusam-
menschluss der sozialistischen
Staaten. 1991 löste er sich durch
die politischen Umwälzungen
von 1989 auf.
Urheber: Deutsche Post der DDR
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gelöst. Internationale Verhand-
lungen zur deutschen Vereini-
gung zwischen der Sow-
jetunion, den USA,
Großbritannien und Frankreich
mit den beiden deutschen Staa-
ten ebneten mit den »2+4«-Ver-
handlungen schließlich den
Weg zur deutschen Einheit.
Erst jetzt konnte das »Frieden-
sprojekt Europa« als gesamteu-
ropäisches Projekt begonnen
werden.

37

Bild 3
Trabi Kolonne auf ihrem Weg
nach West-Berlin am 10. Novem-
ber 1989
Foto: dpa picture alliance

M A U E R F A L L2 0  J A H R E

Prof. Dr. Christiane Lemke
Jahrgang 1951, ist seit 1996
Professorin für Politische
Wissenschaft an der Leibniz
Universität Hannover und
Sprecherin des Jean Monnet
European Center of Excellence.
Kontakt: lemke@ipw.uni-
hannover.de


